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556. Bundesgesetz vom 12. Dezember 1985,
mit dem Bestimmungen über die Rechtsan-
waltsprüfung und über sonstige Erfordernisse
zur Ausübung der Rechtsanwaltschaft getrof-
fen werden (Rechtsanwaltsprüfungsgesetz —

RAPG)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

§ 1. Die Rechtsanwaltsprüfung soll die für die
Ausübung des Rechtsanwaltsberufs notwendigen
Fähigkeiten und Kenntnisse des Prüfungswerbers,
im besonderen seine Gewandtheit bei der Einlei-
tung und Besorgung der einem Rechtsanwalt über-
tragenen öffentlichen und privaten Angelegenhei-
ten sowie seine Eignung zur Abfassung von Rechts-
urkunden und Rechtsgutachten sowie zum geord-
neten schriftlichen und mündlichen Vortrag einer
Rechts- und Sachlage nachweisen.

§ 2. (1) Die Rechtsanwaltsprüfung besteht aus
zwei Teilprüfungen. Die erste Teilprüfung kann
nach Erlangung des Doktorats der Rechte oder, für
Absolventen des Diplomstudiums nach dem Bun-
desgesetz vom 2. März 1978, BGBl. Nr. 140, über
das Studium der Rechtswissenschaften, des Magi-
steriums der Rechtswissenschaften und einer prak-
tischen Verwendung im Ausmaß von zwei Jahren
und neun Monaten, hievon mindestens neun
Monate bei einem inländischen Gericht und minde-
stens ein Jahr und sechs Monate bei einem Rechts-
anwalt, abgelegt werden. Die zweite Teilprüfung
kann nach bestandener erster Teilprüfung und
einer weiteren praktischen Verwendung im Aus-
maß von einem Jahr und sechs Monaten, hievon
mindestens ein Jahr bei einem Rechtsanwalt, abge-
legt werden.

(2) Voraussetzung für die Ablegung der Teilprü-
fungen ist überdies die Teilnahme an den für
Rechtsanwaltsanwärter verbindlichen Ausbildungs-
veranstaltungen.

§ 3. Die Rechtsanwaltsprüfung ist vor einem
Senat der Rechtsanwaltsprüfungskommission abzu-
legen. Die Rechtsanwaltsprüfungskommissionen

bestehen bei den Oberlandesgerichten für den
jeweiligen Oberlandesgerichtssprengel. Ihr gehören
an der Präsident des Oberlandesgerichts als Präses,
der Vizepräsident des Oberlandesgerichts als sein
Stellvertreter und als weitere Mitglieder (Prüfungs-
kommissäre) die erforderliche, durch den Präses im
Einvernehmen mit den beteiligten Rechtsanwalts-
kammern zu bestimmende Anzahl von Richtern
und die gleiche Anzahl von Rechtsanwälten.

§ 4. Die Prüfungskommissäre aus dem Kreis der
Rechtsanwälte werden von den Plenarversammlun-
gen der beteiligten Rechtsanwaltskammern entspre-
chend dem Verhältnis ihrer Mitgliederzahl für
jeweils fünf Jahre gewählt. Die Prüfungskommis-
säre aus dem Kreis der Richter werden vom Präsi-
denten des Oberlandesgerichts im Einvernehmen
mit den beteiligten Rechtsanwaltskammern für den
gleichen Zeitraum bestellt.

§ 5. Die Kanzleigeschäfte der Rechtsanwaltsprü-
fungskommissionen werden von den Oberlandesge-
richten geführt.

§ 6. Über die Zulassung zu den Teilprüfungen
der Rechtsanwaltsprüfung entscheidet auf Antrag
des Prüfungswerbers der Präses der Kommission
im Einvernehmen mit der Rechtsanwaltskammer, in
deren Liste der Prüfungswerber eingetragen ist
oder zuletzt war. Auf begründeten Antrag ist die
Ablegung der Prüfung vor der Rechtsanwaltsprü-
fungskommission am Sitz eines anderen Oberlan-
desgerichts zu bewilligen.

§ 7. Dem Antrag auf Zulassung zu den Teilprü-
fungen der Rechtsanwaltsprüfung sind beizuschlie-
ßen Geburtsurkunde, Staatsbürgerschaftsnachweis,
Promotionsurkunde beziehungsweise Magisterdi-
plom, die Zeugnisse über die praktische Verwen-
dung des Prüfungswerbers, der Beleg über die Ein-
zahlung der Prüfungsgebühr und der Nachweis der
Teilnahme an den für Rechtsanwaltsanwärter ver-
bindlichen Ausbildungsveranstaltungen, dem
Antrag auf Zulassung zur zweiten Teilprüfung
auch das Zeugnis über die erste Teilprüfung.

§ 8. Gegen die Nichtzulassung zu den Teilprü-
fungen der Rechtsanwaltsprüfung steht dem Prü-
fungswerber das Recht auf Berufung an die Ober-
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ste Berufungs- und Disziplinarkommission zu. § 5 a
der Rechtsanwaltsordnung ist sinngemäß anzuwen-
den.

§ 9. Der Präses der Rechtsanwaltsprüfungskom-
mission bestimmt für jede Prüfung in gleichbleiben-
der alphabetischer Reihenfolge die Prüfungskom-
missäre und verständigt sie sowie den Prüfungswer-
ber unter Einhaltung einer Mindestfrist von vier
Wochen vor der schriftlichen Prüfung vom Zeit-
punkt der schriftlichen und der mündlichen Prü-
fung unter Bekanntgabe der Namen der Mitglieder
des Prüfungssenats und des Prüfungswerbers.

§ 10. Umstände, die geeignet sind, die Unbefan-
genheit eines Mitgliedes des Prüfungssenats dem
Prüfungswerber gegenüber in Zweifel zu ziehen,
sowie eine Verhinderung aus anderen Gründen
haben diese und der Prüfungswerber unverzüglich
dem Präses anzuzeigen. Der Präses hat in begrün-
deten Fällen den in der alphabetischen Reihenfolge
nächsten Prüfungskommissär zu bestimmen. Ist der
Präses selbst betroffen, so hat er sich durch seinen
Stellvertreter vertreten zu lassen.

§ 11. Der Prüfungssenat besteht aus vier Mitglie-
dern, davon zwei aus dem Kreis der Richter und
zwei aus dem Kreis der Rechtsanwälte; den Vorsitz
führt der Präses oder sein Stellvertreter, bei deren
Verhinderung der an Lebensjahren älteste Prü-
fungskommissär aus dem Kreis der Richter.

§ 12. (1) Der Vorsitzende des Prüfungssenats hat
im Einvernehmen mit den übrigen Mitgliedern des
Prüfungssenats die Aufteilung der Prüfungsgegen-
stände vorzunehmen. Die Aufgaben für die schrift-
liche Prüfung der ersten Teilprüfung sind von den
Mitgliedern des Prüfungssenats aus dem Kreis der
Richter auszuwählen, die für die schriftliche Prü-
fung der zweiten Teilprüfung von den Prüfungs-
kommissären aus dem Kreis der Rechtsanwälte.

(2) Die Rechtsgebiete gemäß § 20 Abs. 2 Z 2 bis
6 sind jedenfalls von den Rechtsanwälten zu prü-
fen.

(3) Bei den mündlichen Prüfungen sind die Mit-
glieder des Prüfungssenats berechtigt, Fragen auch
aus den von ihnen nicht übernommenen Prüfungs-
gegenständen zu stellen, sofern sie mit ihrem Prü-
fungsgegenstand in Zusammenhang stehen.

§ 13. (1) Bei der schriftlichen Prüfung der ersten
Teilprüfung hat der Prüfungswerber an Hand von
Gerichtsakten aus dem Zivil- und aus dem Straf-
recht je eine Rechtsmittelschrift gegen eine Ent-
scheidung erster Instanz auszuarbeiten.

(2) Bei der schriftlichen Prüfung der zweiten
Teilprüfung hat der Prüfungswerber auszuarbeiten:

1. im Zivilrecht auf Grund einer schriftlichen
Information Klage, Klagebeantwortung und
Entscheidung oder Antrag, allfällige Gegen-
äußerung und Entscheidung im außerstreiti-
gen Verfahren,

2. im Verwaltungsrecht (mit Einschluß des
Abgabenrechts) auf Grund eines Bescheides
eine Rechtsmittelschrift oder eine Beschwerde
an den Verfassungs- oder an den Verwal-
tungsgerichtshof.

§ 14. Der Prüfungswerber hat in den schriftli-
chen Arbeiten anzuführen, welche Hilfsmittel (§ 16
zweiter Satz) er bei deren Ausarbeitung benützt
hat.

§ 15. (1) Die schriftlichen Aufgaben sind derart
auszuwählen, daß sie bei durchschnittlicher Fähig-
keit jeweils innerhalb von acht Stunden gelöst wer-
den können. Bezüglich der Aufgabe gemäß § 13
Abs. 2 Z 2 ist dem Prüfungswerber zugleich mit der
Verständigung über den Zeitpunkt (§ 9) das beson-
dere Rechtsgebiet, dem die Aufgabe entnommen
ist, bekanntzugeben.

(2) Bei der Auswahl und der Beurteilung der
zivilrechtlichen Arbeit der ersten Teilprüfung ist
vor allem auf das Verfahrensrecht Bedacht zu neh-
men.

§ 16. Die schriftlichen Prüfungen können meh-
rere Prüfungswerber gleichzeitig ablegen; sie sind
jedoch durch eine Aufsichtsperson so zu überwa-
chen, daß jede Besprechung untereinander und mit
außenstehenden Personen verhindert wird. Für jede
Ausarbeitung sind die erforderlichen Hilfsmittel
(Gesetzesausgaben, Entscheidungssammlungen,
Literatur) zur Verfügung zu stellen. Dem Prü-
fungswerber ist für die Reinschrift eine Schreib-
kraft beizustellen.

§ 17. Der Prüfungswerber hat seine Arbeit vor
dem Verlassen des Prüfungsraumes der Aufsichts-
person zu übergeben, die sie gegenzuzeichnen und
unverzüglich dem Vorsitzenden des Prüfungssenats
zu übergeben hat. Der Vorsitzende hat die Prü-
fungsarbeiten vor Abhaltung der mündlichen Prü-
fungen den anderen Mitgliedern des Prüfungsse-
nats zur Durchsicht zur Verfügung zu stellen.

§ 18. Die mündlichen Prüfungen finden nicht vor
Ablauf einer Frist von zwei Wochen nach den
jeweiligen schriftlichen Prüfungen vor dem Prü-
fungssenat statt. Die mündlichen Prüfungen dürfen
für höchstens zwei Prüfungswerber gemeinsam
abgehalten werden. Die mündlichen Prüfungen sol-
len für jeden Kandidaten jeweils etwa zwei Stun-
den dauern.

§ 19. Der Zeitpunkt der mündlichen Prüfungen
ist mindestens zwei Wochen vorher auch durch
Anschlag in den beteiligten Rechtsanwaltskammern
bekanntzugeben. Die mündlichen Prüfungen sind
öffentlich.

§ 20. (1) Gegenstand der mündlichen Prüfung
der ersten Teilprüfung sind:

1. Strafrecht, Strafprozeßrecht, Grundzüge der
Kriminologie und des Strafvollzugsrechts;
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2. zivilgerichtliches Verfahrensrecht, soweit es
nicht Gegenstand der zweiten Teilprüfung ist;

3. Verwaltungsverfahrensrecht und Verwal-
tungsstrafrecht, soweit sie nicht Gegenstand
der zweiten Teilprüfung sind;

4. Berufs- und Standesrecht der Rechtsanwälte
sowie Kostenrecht.

(2) Gegenstand der mündlichen Prüfung der
zweiten Teilprüfung sind:

1. Bürgerliches Recht einschließlich des Interna-
tionalen Privatrechts sowie Grundzüge des
Arbeitsrechts und des Sozialrechts;

2. Handels- und Wertpapierrecht, Immaterial-
güterrecht, gewerblicher Rechtsschutz sowie
Wirtschaftsrecht samt Verfahrensrechten,
Konkurs-, Ausgleichs- und Anfechtungsrecht;

3. Verfassungsrecht, Verfassungs- und Verwal-
tungsgerichtsbarkeit und Grundzüge des Ver-
waltungsrechts;

4. Abgabenrecht einschließlich Finanzstrafrecht
und Verfahrensrecht;

5. Vertragsgestaltung und Urkundenverfassung;
6. Pflichten des Rechtsanwalts als Unternehmer,

insbesondere Kenntnisse auf dem Gebiet des
Arbeitnehmerschutzrechts und der Lehrlings-
ausbildung.

§ 21. Hat der Prüfungswerber das Doktorat der
Rechtswissenschaften nach dem Bundesgesetz vom
2. März 1978, BGBl. Nr. 140, über das Studium der
Rechtswissenschaften erlangt, so ist er auf seinen
Antrag von der Ablegung der mündlichen Rechts-
anwaltsprüfung über diejenigen Gegenstände, die
Prüfungsfächer des Rigorosums gewesen sind, zu
befreien.

§ 22. Unmittelbar nach Abschluß der jeweiligen
mündlichen Prüfung geben die Mitglieder des Prü-
fungssenats in geheimer Beratung ihre Beurteilung
über das Ergebnis der Teilprüfung ab. Die Abstim-
mung erfolgt zuerst über die Frage, ob die Prüfung
bestanden ist, und bejahendenfalls sodann über die
Bewertung.

§ 23. Das gemäß § 1 zu beurteilende Prüfungser-
gebnis lautet „bestanden" oder „nicht bestanden".
Zeigt der Prüfungswerber Kenntnisse und Fähig-
keiten, die den Zweck der Ausbildung beträchtlich
oder außergewöhnlich übersteigen, so ist das
Ergebnis mit „sehr gut" beziehungsweise mit „aus-
gezeichnet" zu bewerten.

§ 24. Der Prüfungssenat entscheidet mit Stim-
menmehrheit. Die Rechtsanwälte stimmen (der
Jüngere vor dem Alteren) vor den Richtern; der
Vorsitzende stimmt als letzter ab. Bei Stimmen-
gleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den
Ausschlag; gegen die Stimmen beider Rechtsan-
wälte kann jedoch der Beschluß über das Gesamt-
ergebnis der Prüfung nicht auf „bestanden" lauten.

§ 25. (1) Hat der Prüfungswerber die Prüfung
nicht bestanden, so hat der Prüfungssenat einen

Zeitraum von wenigstens drei und höchstens zwölf
Monaten zu bestimmen, vor dessen Ablauf der Prü-
fungswerber nicht erneut die Zulassung zu dieser
Teilprüfung beantragen kann.

(2) Die erste Teilprüfung darf einmal, die zweite
Teilprüfung zweimal wiederholt werden.

(3) Der gemäß Abs. 1 bestimmte Zeitraum ist auf
die praktische Verwendung gemäß § 2 Abs. 2 der
Rechtsanwaltsordnung nicht anzurechnen.

§ 26. Der Vorsitzende des Prüfungssenats hat in
Anwesenheit der übrigen Mitglieder des Prüfungs-
senats dem Geprüften das Prüfungsergebnis
sogleich mündlich bekanntzugeben. Dem Geprüf-
ten ist ein Zeugnis über das Ergebnis der abgeleg-
ten Prüfung auszufertigen, das vom Vorsitzenden
und den übrigen Mitgliedern des Prüfungssenats zu
unterfertigen ist. Der Rechtsanwaltskammer (§ 6
erster Satz) sowie dem Österreichischen Rechtsan-
waltskammertag ist das Ergebnis der Prüfung mit-
zuteilen.

§ 27. Die Gerichte und sonstigen Behörden
haben den Rechtsanwaltsprüfungskommissionen
auf deren Ersuchen für Prüfungsaufgaben geeig-
nete Akten zur Verfügung zu stellen.

§ 28. (1) Die Mitglieder der Rechtsanwaltsprü-
fungskommission, die Aufsichtspersonen und die
den Prüfungswerbern beizustellenden Schreib-
kräfte erhalten für ihre Tätigkeiten Vergütungen.

(2) Die Prüfungswerber haben Prüfungsgebüh-
ren (Justizverwaltungsgebühren) zu entrichten.

(3) Die Höhe der Vergütungen und der Prü-
fungsgebühren im Sinn der Abs. 1 und 2 ist durch
Verordnung des Bundesministers für Justiz im Ein-
vernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen
festzusetzen. Bei der Festsetzung der Höhe der
Vergütungen für die Mitglieder der Rechtsanwalts-
prüfungskommission, die Aufsichtspersonen und
die Schreibkräfte ist auf Art und Umfang ihrer
Tätigkeit, bei der Festsetzung der Prüfungsgebüh-
ren auf den mit der Vorbereitung und Durchfüh-
rung der Prüfungen verbundenen Aufwand, insbe-
sondere auch auf die Höhe der Vergütungen,
Bedacht zu nehmen.

Artikel II

Die Rechtsanwaltsordnung vom 6. Juli 1868,
RGBl. Nr. 96, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 383/1983, wird wie folgt geän-
dert:

1. Der § 1 Abs. 2 lit. c hat zu lauten:
„c) die Zurücklegung der rechts- und staatswis-

senschaftlichen Studien sowie der nach Able-
gung der vorgeschriebenen strengen Prüfun-
gen an einer in der Republik Österreich
befindlichen Universität erlangte akademi-
sche Grad eines Doktors der Rechte oder die
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Zurücklegung des rechtswissenschaftlichen
Diplomstudiums nach dem Bundesgesetz
vom 2. März 1978, BGBl. Nr. 140, über das
Studium der Rechtswissenschaften und der
auf Grund dieses Studiums erlangte akademi-
sche Grad eines Magisters der Rechtswissen-
schaften;"

2. Die Abs. 1 und 2 des § 2 haben zu lauten:

„Die zur Ausübung der Rechtsanwaltschaft
erforderliche praktische Verwendung hat in der
rechtsberuflichen Tätigkeit bei Gericht und bei
einem Rechtsanwalt zu bestehen; sie kann außer-
dem in der rechtsberuflichen Tätigkeit bei einem
Notar oder, wenn die Tätigkeit für die Ausübung
der Rechtsanwaltschaft dienlich ist, bei einer Ver-
waltungsbehörde, an einer Hochschule oder bei
einem beeideten Wirtschaftsprüfer und Steuerbera-
ter bestehen. Die Tätigkeit bei der Finanzprokura-
tur ist der bei einem Rechtsanwalt gleichzuhalten.
Die praktische Verwendung bei einem Rechtsan-
walt ist nur anrechenbar, soweit diese Tätigkeit
hauptberuflich und ohne Beeinträchtigung durch
eine andere berufliche Tätigkeit ausgeübt wird.

Die praktische Verwendung im Sinn des Abs. 1
hat sieben Jahre zu dauern. Hievon sind im Inland
mindestens neun Monate bei Gericht und minde-
stens fünf Jahre bei einem Rechtsanwalt zu verbrin-
gen. Hat ein Rechtsanwaltsanwärter vor Antritt der
praktischen Verwendung bei einem Rechtsanwalt
an einer inländischen Universität den akademi-
schen Grad eines Doktors der Rechtswissenschaf-
ten nach dem Bundesgesetz vom 2. März 1978,
BGBl. Nr. 140, über das Studium der Rechtswissen-
schaften erlangt, so beträgt der im ersten Satz
genannte Zeitraum sechs Jahre und der bei einem
Rechtsanwalt zu verbringende Zeitraum vier
Jahre."

3. Im Abs. 4 des § 2 wird der Ausdruck „rechts-
und staatswissenschaftlichen" durch die Worte „im
§ 1 Abs. 2 lit. c genannten" ersetzt.

4. Der § 8 hat zu lauten:

„§ 8. Das Vertretungsrecht eines Rechtsanwalts
erstreckt sich auf alle Gerichte und Behörden der
Republik Österreich und umfaßt die Befugnis zur
berufsmäßigen Parteienvertretung in allen gerichtli-
chen und außergerichtlichen, in allen öffentlichen
und privaten Angelegenheiten.

Die Befugnis zur umfassenden berufsmäßigen
Parteienvertretung im Sinn des Abs. 1 ist den
Rechtsanwälten vorbehalten. Die Berufsbefugnisse
der Notare, Patentanwälte, Wirtschaftstreuhänder
und Ziviltechniker werden hiedurch nicht berührt.

Jedenfalls unberührt bleiben auch Parteienvertre-
tungen auf Grund sonstiger gesetzlicher Bestim-
mungen, der Wirkungsbereich von gesetzlichen
Interessenvertretungen und von freiwilligen kollek-

tivvertragsfähigen Berufsvereinigungen der Arbeit-
geber oder der Arbeitnehmer, die Auskunftsertei-
lung oder Beistandsleistung durch Personen oder
Vereinigungen, soweit sie nicht unmittelbar oder
mittelbar dem Ziel wirtschaftlicher Vorteile dieser
Personen oder Vereinigungen dienen, sowie Befug-
nisse, die in den Berechtigungsumfang von gebun-
denen oder konzessionierten Gewerben oder von
Handwerken fallen.

Die Berufsbezeichnung Rechtsanwalt dürfen nur
die in den Listen der Rechtsanwaltskammern einge-
tragenen Personen führen. Andere Personen, die
auf Grund ausländischer Vorschriften die Berufsbe-
zeichnung Rechtsanwalt zu führen berechtigt sind,
dürfen in der Republik Österreich diese Berufsbe-
zeichnung nur mit dem Hinweis auf den Ort ihres
Kanzleisitzes im Ausland führen."

5. Der § 9 hat zu lauten:

„§ 9. Der Rechtsanwalt ist verpflichtet, die über-
nommenen Vertretungen dem Gesetz gemäß zu
führen und die Rechte seiner Partei gegen jeder-
mann mit Eifer, Treue und Gewissenhaftigkeit zu
vertreten. Er ist befugt, alles, was er nach dem
Gesetz zur Vertretung seiner Partei für dienlich
erachtet, unumwunden vorzubringen, ihre
Angriffs- und Verteidigungsmittel in jeder Weise
zu gebrauchen, welche seinem Auftrag, seinem
Gewissen und den Gesetzen nicht widerstreiten.

Der Rechtsanwalt ist zur Verschwiegenheit über
die ihm anvertrauten Angelegenheiten und die ihm
sonst in seiner beruflichen Eigenschaft bekanntge-
wordenen Tatsachen, deren Geheimhaltung im
Interesse seiner Partei gelegen ist, verpflichtet. Er
hat in gerichtlichen und sonstigen behördlichen
Verfahren nach Maßgabe der verfahrensrechtli-
chen Vorschriften das Recht auf diese Verschwie-
genheit.

Das Recht des Rechtsanwaltes auf Verschwie-
genheit nach Abs. 2 zweiter Satz darf durch
gerichtliche oder sonstige behördliche Maßnah-
men, insbesondere durch Vernehmung von Hilfs-
kräften des Rechtsanwaltes oder dadurch, daß die
Herausgabe von Schriftstücken, Bild-, Ton- oder
Datenträgern aufgetragen wird oder diese
beschlagnahmt werden, nicht umgangen werden;
besondere Regelungen zur Abgrenzung diese Ver-
botes bleiben unberührt."

6. Im § 21 a wird folgender zweiter Absatz einge-
fügt:

„Kommt der Rechtsanwalt seiner Verpflichtung
nach Abs. 1 zweiter Satz trotz Aufforderung durch
den Ausschuß der Rechtsanwaltskammer nicht
nach, so ist ihm bis zur Erbringung des Nachweises
über die Erfüllung dieser Verpflichtung die Aus-
übung der Rechtsanwaltschaft einzustellen. § 34
Abs. 3 ist sinngemäß anzuwenden."
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7. Nach dem § 21 a wird folgender § 21 b einge-
fügt:

„§ 21 b. Der Rechtsanwalt hat für eine umfas-
sende Ausbildung des Rechtsanwaltsanwärters ent-
sprechend dem Berufsbild des Rechtsanwalts Sorge
zu tragen und ihn dementsprechend hauptberuflich
zu verwenden."

8. Im §28 Abs. 1 wird:

a) der Punkt nach der lit. 1 durch einen Strich-
punkt ersetzt und

b) folgende lit. m angefügt:
„m) die Durchführung, gegebenenfalls die Aner-

kennung von für Rechtsanwaltsanwärter ver-
bindlichen Ausbildungsveranstaltungen ge-
mäß den vom Österreichischen Rechtsan-
waltskammertag erlassenen Richtlinien."

9. Im § 37 hat die Z 3 zu lauten:
„3. für die Ausbildung von Rechtsanwaltsanwär-

tern, im besonderen über Art, Umfang und
Gegenstand von Ausbildungsveranstaltungen,
an denen der Rechtsanwaltsanwärter als Vor-
aussetzung für die Zulassung zur Rechtsan-
waltsprüfung teilzunehmen hat, sowie für die
Anrechenbarkeit ihrer praktischen Verwen-
dung;"

10. Nach dem § 56 wird folgender
VIII. Abschnitt angefügt:

„VIII. ABSCHNITT

Strafbestimmungen

§ 57. Wer die Berufsbezeichnung Rechtsanwalt
unberechtigt führt, begeht eine Verwaltungsüber-
tretung und ist mit Geldstrafe bis zu 30000 S zu
bestrafen.

Wer unbefugt eine durch dieses Bundesgesetz
den Rechtsanwälten vorbehaltene Tätigkeit
gewerbsmäßig ausübt, begeht eine Verwaltungs-
übertretung und ist mit Geldstrafe bis zu 60000 S
zu bestrafen. Diese Tat darf nicht auch nach ande-
ren Bestimmungen über die Strafbarkeit der Win-
kelschreiberei geahndet werden.

Die vorstehenden Bestimmungen sind nicht
anzuwenden, wenn eine der nach Abs. 1 und 2
strafbaren Handlungen zugleich den Tatbestand
einer gerichtlich strafbaren Handlung bildet.

§ 58. Im Verwaltungsstrafverfahren nach § 57
sowie in einem anderen Verfahren wegen Winkel-
schreiberei durch unbefugte Ausübung einer den
Rechtsanwälten vorbehaltenen Tätigkeit hat die
Rechtsanwaltskammer, in deren Sprengel die zur
Verfolgung zuständige Behörde ihren Sitz hat, Par-
teistellung einschließlich der Rechtsmittelbefugnis
und des Rechtes auf Erhebung der Verwaltungsge-
richtshofbeschwerde gemäß Art. 131 B-VG."

Artikel III

Die Strafprozeßordnung 1975, BGBl. Nr. 631,
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 295/1985, wird wie folgt geändert:

1. Im § 39 Abs. 3 hat der dritte Satz zu lauten:

„Auf ihr Ansuchen sind aber auch für die Rechts-
anwaltschaft oder das Notariat geprüfte Rechtsver-
ständige aufzunehmen, sofern nicht Umstände vor-
liegen, die nach dem Gesetz die Ausschließung von
der Rechtsanwaltschaft oder dem Notariat zur
Folge haben."

2. Im § 45 a Abs. 1 werden nach dem Wort
„Doktorgrad" folgende Worte eingefügt:

„oder den akademischen Grad eines Magisters der
Rechtswissenschaften nach dem Bundesgesetz vom
2. März 1978, BGBl. Nr. 140, über das Studium der
Rechtswissenschaften".

Artikel IV

Die Zivilprozeßordnung, RGBl. Nr. 113/1895,
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 104/1985, wird wie folgt geändert:

Im § 31 Abs. 3 werden nach dem Wort „Doktor-
grad" folgende Worte eingefügt:

„oder den akademischen Grad eines Magisters der
Rechtswissenschaften nach dem Bundesgesetz vom
2. März 1978, BGBl. Nr. 140, über das Studium der
Rechtswissenschaften".

Artikel V

Das Richterdienstgesetz, BGBl. Nr. 305/1961,
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 550/1984, wird wie folgt geändert:

Im § 26 Abs. 1 hat der letzte Satz zu entfallen.

Artikel VI

Inkrafttreten, Aufhebung von Rechtsvorschriften,
Übergangsbestimmungen, Vollziehung

(1) Es treten in Kraft
a) der Art. I dieses Bundesgesetzes am 1. Juli

1986,
b) die übrigen Bestimmungen am 1. Jänner

1986.

(2) Es treten außer Kraft
a) mit dem Inkrafttreten des Art. I dieses Bun-

desgesetzes
1. die Verordnung des Justizministeriums

vom 11. Oktober 1854, RGBl. Nr. 264,
wodurch infolge Allerhöchster Entschlie-
ßung vom 10. Oktober 1854 neue gesetzli-
che Bestimmungen über die zur Ausübung
der Advokatur erforderliche praktische
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Prüfung und über die zur Zulassung zu
dieser Prüfung erforderliche Geschäfts-
praxis erlassen werden;

2. der Art. XVII der 8. Gerichtsentlastungs-
novelle vom 26. Juli 1933, BGBl.
Nr. 346/1933;

3. der § 3 und der § 4 Abs. 3 der Rechtsan-
waltsordnung vom 6. Juli 1868, RGBl.
Nr. 96, zuletzt geändert durch das Bun-
desgesetz BGBl. Nr. 383/1983;

b) mit dem Inkrafttreten der übrigen Bestim-
mungen
1. die Hofkanzleidekrete vom 16. April

1833, PGS Bd. 61, Nr. 59, und vom
5. Februar 1847, PGS Bd. 75, Nr. 14;

2. der § 6 der Rechtsanwaltsordnung vom
6. Juli 1868, RGBl. Nr. 96, zuletzt geän-
der durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 383/1983.

(3) Für Rechtsanwaltsanwärter, die vor dem
1. Jänner 1986 in die Liste der Rechtsanwaltsan-
wärter eingetragen waren, es in diesem Zeitpunkt
sind oder die praktische Verwendung bei Gericht
begonnen haben und bis spätestens 1. Jänner 1987
in die Liste der Rechtsanwaltsanwärter eingetragen
worden sind, gelten, sofern sie bis spätestens 1. Jän-
ner 1992 die Eintragung in die Liste der Rechtsan-
wälte erwirken, hinsichtlich der Dauer der zur Aus-
übung der Rechtsanwaltschaft erforderlichen prak-
tischen Verwendung die bisherigen Bestimmungen.

(4) Rechtsanwaltsanwärter, die am 1. Juli 1987
die Voraussetzungen für die Ablegung der Rechts-
anwaltsprüfung nach den bisherigen Bestimmungen
erfüllt und sich zur Prüfung angemeldet haben,
können auf ihren Antrag die Prüfung nach den bis-
herigen Bestimmungen ablegen.

(5) Am 1. Jänner 1986 bestehende Eintragungen
in die Verteidigerleiste bleiben aufrecht.

(6) Gleiches gilt für in diesem Zeitpunkt beste-
hende Rechte zur Führung einer öffentlichen
Agentie nach den Hofkanzleidekreten vom
16. April 1833, PGS Bd. 61, Nr. 59, und vom
5. Februar 1847, PGS Bd. 75, Nr. 14.

(7) Bestehende Befugnisse, die in den Berechti-
gungsumfang von freien Gewerben fallen; bleiben
durch § 8 Abs. 2 der Rechtsanwaltsordnung in der
Fassung des Art. II Z 4 dieses Bundesgesetzes unbe-
rührt.

(8) Art. IV Z 5 dritter Satz des Gesetzes vom
1. August 1895, RGBl. Nr. 112, betreffend die Ein-
führung der Zivilprozeßordnung bleibt unberührt.

(9) Die im Art. I § 28 dieses Bundesgesetzes vor-
gesehene Verordnung kann bereits von dem der
Kundmachung dieses Bundesgesetzes folgenden
Tag an erlassen werden. Ab diesem Zeitpunkt kön-
nen auch nach Art. I dieses Bundesgesetzes erfor-
derliche organisatorische Maßnahmen getroffen
werden. Die Verordnung und die Maßnahmen
können jedoch frühestens mit 1. Juli 1986 in Kraft
beziehungsweise in Wirksamkeit gesetzt werden.

(10) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
sind hinsichtlich des Art. I § 27 der Bundesminister
für Justiz im Einvernehmen mit den beteiligten
Bundesministern, des Art. I § 28 der Bundesmini-
ster für Justiz im Einvernehmen mit dem Bundesmi-
nister für Finanzen, des Art. II Z 10 und des Art. VI
Abs. 2 lit. b Z 1 und Abs. 6 der Bundesminister für
Inneres, hinsichtlich der übrigen Bestimmungen der
Bundesminister für Justiz betraut.

Kirchschläger

Sinowatz


